
(zB Fahrt zum Abschluss des schuldrechtlichen Gesch�fts, Be-
nutzung zwecks Transport zum �bergabeort; nicht aber Ein-
reise nach Deutschland, um hier �berhaupt BtM-Gesch�fte zu
t�tigen, ohne dass der Transport oder Gesch�ftsabschluss
unmittelbar mit der Einreisefahrt zusammenhingen).48

c) Ausgeschlossen:
Bloße Beziehungsgegenst�nde, dh solche Gegenst�nde, die nicht
zur Tatbegehung verwandt wurden oder aus der Tat hervorgebracht
wurden, sondern notwendiger Gegenstand der Tat selbst sind.

Beispiele f�r Beziehungsgegenst�nde sind: Tier bei der Tier-
qu�lerei; Waffe bei unbefugtem Waffenbesitz ist Beziehungsge-
genstand, bei Benutzung zur Straftat ist sie Einziehungsgegen-
stand.49 Das Bet�ubungsmittel bei Straftaten nach §§ 29 bis 30 a
BtMG ist regelm�ßig Beziehungsgegenstand (nicht aber das zum
Handeltreiben eingesetzte Fahrzeug).50 Die unechte Urkunde
d�rfte bei der Herstellungsvariante des § 267 StGB Beziehungs-
gegenstand sein, bei der Gebrauchmachensvariante (zB zum
Zwecke eines Betruges) indes Tatmittel.

Beziehungsgegenst�nde k�nnen aber ggf nach besonderen
Rechtsvorschriften, die auf § 74 ff StGB verweisen, eingezogen
werden: F�r BtM zB erlaubt § 33 II BtMG auch die Einziehung
solcher Beziehungsgegenst�nde.

d) Qualifizierung der Gegenst�nde
Die Gegenst�nde m�ssen T�ter oder Teilnehmer geh�ren oder
stehen ihnen zustehen oder f�r die Allgemeinheit gef�hrlich sein
oder es muss die Gefahr bestehen, dass sie der Begehung
rechtswidriger Taten dienen.

e) T�ter handelt schuldhaft
Ausnahme: Einziehung nach § 74 II Nr 2 StGB.

f) Verh�ltnism�ßigkeit § 74 b StGB

2. Rechtsfolge

a) Eigentums�bergang auf Staat § 74 e StGB

b) Einziehung von Wertersatz § 74 c StGB
Diese M�glichkeit besteht wohl nicht bei der Sicherungseinzie-
hung nach § 74 II Nr 2 StGB, weil § 74 c StGB Nebenstrafe ist,51

Sicherungseinziehung aber keine Schuld voraussetzt (bzw es
m�sste dann, handelt es sich um einen Fall der Sicherungsein-
ziehung, jedenfalls ein schuldhaft handelnder T�ter gegeben
sein).

3. Bestimmtheit der Tenorierung

Der Urteilstenor muss den eingezogenen Gegenstand hinrei-
chend bestimmt wiedergeben (also zB bei BtM: Art und Menge).
Jedenfalls muss er sich aus den Urteilsgr�nden ergeben. Die Be-
zugnahme auf eine Assservatenliste etc gen�gt nicht, da f�r das
Revisionsgericht eine �berpr�fung, um welche Gegenst�nde es
sich handelt, nicht m�glich ist.52

4. Ber�cksichtigung bei der Strafzumessung

a) Einziehung nach § 74 II Nr 1 StGB
Bei der Einziehung gegen�ber dem T�ter nach § 74 II Nr 1 StGB
ist auf jeden Fall eine strafmildernde Ber�cksichtigung der Ein-
ziehung erforderlich (anders als beim Verfall), da sie straf�hn-
lichen Charakter hat. Das Gesamtstraf�bel darf den schuldange-
messenen Umfang nicht �berschreiten. Das muss auch im Urteil
er�rtert werden (es sei denn, der Wert der eingezogenen Sache
ist so gering, dass die Einziehung die Bemessung der Strafe nicht
zu beeinflussen vermag).53

b) Einziehung nach § 74 II Nr 2 StGB
Die Einziehung nach § 74 II Nr 2 StGB ist (da Schuld nicht voraus-
gesetzt ist, vgl Abs 3, dh die Einziehung auch beim schuldlos
handelnden T�ter oder einem Dritten erfolgen kann) eine reine
Sicherungsmaßnahme 54 und daher nicht zwingend bei der Straf-
zumessung mildernd zu ber�cksichtigen.

48 BGH Beschluss vom 8. 12. 2004, 2 StR 362/04
49 MK-Joecks § 74 Rn 17
50 BGH NStZ 1991, 496. ME kann man daran Zweifeln, wenn es um die Herstellung von

BtM geht (Tatprodukt?).
51 Tr�ndle/Fischer (Fn 9) § 74 c Rn 1
52 BGH Beschluss vom 27. 6. 2003, 2 StR 197/03
53 BGH Beschluss vom 6. 6. 2001, 2 StR 205/01 (BGHR § 46 Abs 1 Schuldausgleich

Nr 39); BGH Beschluss vom 12. 8. 1999, 5 StR 357/99
54 OLG D�sseldorf NStE Nr 4 zu § 74; OLG Schleswig StV 1989, 156; vgl auch BGHSt 6,

62, 63

�BUNGSBL�TTER Aktenvortrag �ffentliches Recht Anwaltsberatung, Hausverbot

G�nter Proppe,
VPr�sVG aD, Arnsberg

»�rger im Revierpark«

thematik: Anwaltsberatung, Hausverbot, einstweiliger Rechtsschutz
schwierigkeitsgrad: Kurzvortrag mittleren Schwierigkeitsgrades, entspricht einer Aufgabe aus der Zweiten juristischen

Staatspr�fung Nordrhein-Westfalen
bearbeitungszeit: Vorbereitung 1 Stunde, Vortragsdauer h�chstens 12 Minuten
hilfsmittel: Gesetzestexte; Kopp/Schenke, VwGO; Kopp/Ramsauer, VwVfG

n SACHVERHALT

Fred Temmler 45888 Gelsenkirchen, 4. 4. 2005
Rechtsanwalt Magdeburger Str 12

Anwaltsmandat

Verf�gung

1. Neue Mandantin eintragen: Veronika Brahmbeck, Nelkenweg 14, 45899 Gelsenkirchen
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2. Vermerk:Sachdarstellung der
Mandantin Die Mandantin w�nscht eine rechtliche Beratung in folgender Angelegenheit:

»Ich bin heute zu Ihnen gekommen, weil ich mich gegen v�llig �berzogene und ungerechtfer-
tigte Maßnahmen der Stadt Gelsenkirchen wehren m�chte.

Ich bin regelm�ßiger Besucher des in unmittelbarer N�he von meiner Wohnung gelegenen Re-
vierparks Maximiliansaue. Ich gehe dort nahezu t�glich mit meinem Hund ›Moritz‹, einem Wolfs-
spitz, spazieren. Auch am Nachmittag des 23. 2. 2005 war ich dort. Mit meinem angeleinten Hund
befand ich mich gerade auf einer Runde um den in der Maximiliansaue gelegenen See, als pl�tzlich
und unvermittelt ein frei laufender Sch�ferhund auftauchte und ›Moritz‹ attackierte. Ich forder-
te die augenscheinliche Hundehalterin, die etwa 20 m entfernt am Ufer des Sees stand, auf, den
Hund an die Leine zu nehmen. Die junge Dame blieb jedoch unt�tig stehen, so dass ich den Sch�-
ferhund selbst am Halsband packen und zur�ckhalten musste, was mir nur mit M�he gelang. Dazu
ist noch zu sagen, dass sich der ganze Vorfall nicht auf der Hundefreilaufwiese, sondern in einem
Bereich abspielte, in dem Hunde zwingend an der Leine zu f�hren sind. Die junge Dame kam je-
denfalls erst hinzu, als ich intensiv damit besch�ftigt war, den Sch�ferhund von weiteren Angriffen
auf ›Moritz‹ abzuhalten. Sie beleidigte mich sodann mit den Worten: ›Bleib sch�n cool, Alte‹.
Dieses unglaublich dreiste Verhalten brachte mich fast zur Raserei. Ich gab der Frau einen leichten
Schubser. Dabei st�rzte sie in das hinter ihr befindliche Geb�sch, was ich in keiner Weise beab-
sichtigt habe. In meinem Zorn habe ich wohl noch gesagt, dass ich sie beim n�chsten Mal mitsamt
ihrem Sch�ferhund im See versenken w�rde, was nat�rlich nicht ernst gemeint war. Unmittelbar im
Anschluss an diesen Vorfall begab ich mich zu dem im westlichen Bereich des Parks gelegenen
st�dtischen Betriebsb�ro. Dem dortigen Mitarbeiter schilderte ich die Vorkommnisse und forderte
ihn auf, entsprechende Schritte einzuleiten. Der Mitarbeiter erkl�rte mir jedoch nur relativ teil-
nahmslos, dass er in solchen F�llen ohnehin nichts machen k�nne. Wenn ich etwas erreichen
wollte, m�sse ich Anzeige bei der Polizei erstatten. Nachdem ich ihm deutlich machte, dass es sehr
wohl zu seinen Aufgaben geh�re, die Aufrechterhaltung der Ordnung im Park zu �berwachen,
reagierte er �berhaupt nicht mehr. Daraufhin habe ich ihn in der Tat, wie auch sp�ter von der Stadt
behauptet, als »kleines Licht« bezeichnet, das wohl schon durch das bloße Herumsitzen v�llig
�berfordert sei. Ich k�ndigte eine sp�tere Beschwerde bei der Stadtverwaltung an, die ich auch am
folgenden Tag schriftlich beim Fachbereich Sport und B�der einreichte.

Um diese Beschwerde geht es mir allerdings nicht. Es geht vielmehr um die unglaubliche
Reaktion der Stadtverwaltung. Vom Fachbereich Sport und B�der erhielt ich n�mlich Anfang M�rz
ein Schreiben, in welchem mir gegen�ber ein Hausverbot f�r die Dauer von drei Jahren ausge-
sprochen wurde. Ferner wurde mir mit einer Strafanzeige gedroht.

Der Ehemann meiner besten Freundin, Jurist in einem in Dortmund ans�ssigen Unternehmen,
empfahl mir, dagegen vorzugehen. Er setze f�r mich ein Schreiben auf, welches ich unterschrieben
an die Stadt sandte.

Am 1. 4. 2005 erhielt ich dann einen Bescheid, in welchem ein Aufenthaltsverbot nur noch f�r
die Dauer von einem Jahr verh�nge wurde, allerdings mit der Option der Verl�ngerung bei Verstoß
gegen das Verbot. F�r den Fall der Zuwiderhandlung wurde mir ein Zwangsgeld angedroht.

Der Mann meiner Freundin empfahl mir darauf hin, mich an einen Rechtsanwalt zu wenden, da
wohl gerichtliche Hilfe in Anspruch genommen werden m�sse.

Es kann meiner Meinung nach nicht angehen, dass ein B�rger in der geschehenen Form be-
h�rdlicher Willk�r ausgesetzt wird. F�r mich ist in keiner Weise nachzuvollziehen, wie die Gescheh-
nisse am 23. 2. 2005 derart drastische Maßnahmen rechtfertigen k�nnen. Es soll mir ein ganzes
Jahr lang unm�glich gemacht werden, den Revierpark Maximiliansaue zu besuchen, obwohl gerade
diese Einrichtung optimalen Auslauf f�r Hunde bietet. Die großfl�chige Hundefreilaufwiese sucht in
der N�he ihresgleichen. Ich bin nicht bereit, auf die Spazierg�nge dort zu verzichten, zumal man
dort auch zahlreiche vern�nftige Hundebesitzer trifft, mit denen man sich prima austauschen kann.
F�r ›Moritz‹ bietet sich dort die M�glichkeit, mit anderen Hunden zu spielen. Die Stadtverwaltung
ist doch kein Strafgericht. Soweit sich die junge Frau von mir bedr�ngt oder der st�dtische
Mitarbeiter durch mich beleidigt f�hlte, m�gen diese Strafanzeige gegen mich erstatten. Sank-
tionsmaßnahmen sind auf jeden Fall nicht Aufgabe der Stadt. �berhaupt bin ich doch letztlich das
Opfer. Gegen�ber der ignoranten Frau mit ihrem Sch�ferhund h�tte das Aufenthaltsverbot aus-
gesprochen werden m�ssen.

Ich m�chte nun von Ihnen wissen, welche rechtlichen Schritte einzuleiten sind. Wie gesagt, bin ich
nicht bereit, auch nur einen Tag auf einen Besuch des Revierparks Maximiliansaue zu verzichten.
Mit einer sofortigen Vollziehung, wie in dem genannten Bescheid angek�ndigt, bin ich daher
�berhaupt nicht einverstanden und m�chte erreichen, sofort wieder den Park besuchen zu k�nnen.

Auftrag an Rechtsanwalt

Ich bitte Sie daher zu pr�fen, welche M�glichkeiten mir zur Verf�gung stehen. Was f�r Schritte
eingeleitet werden sollen, werde ich dann nach einer abschließenden Beratung entscheiden.

Die angefallenen Schreiben und Unterlagen habe ich Ihnen mitgebracht.«
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Auf Nachfrage:
»Ein gesondertes Schreiben, in dem mir Gelegenheit gegeben wurde, zu dem beabsichtigten Erlass
eines Haus- bzw Aufenthaltsverbots Stellung zu nehmen, habe ich nicht erhalten.«

3. Die vom Mandanten �berreichten Unterlagen mit Anlagenstempel versehen.

4. Handakte anlegen und die Unterlagen beif�gen

5. Neuen Besprechungstermin f�r Freitag, den 8. 4. 2005, 15.30 Uhr, vereinbaren.

6. Wiedervorlage sodann.

gez. Temmler zu 1., 3. – 6. erl
Rechtsanwalt gez. Wel 04/04/05

Das LJPA hat auf einen Abdruck des Beschwerdeschreibens der Mandantin verzichtet.

Stadt Gelsenkirchen
Der Oberb�rgermeister 45879 Gelsenkirchen, 9. 3. 2005
– Fachbereich Sport und B�der – Bochumer Str 2 – 6

Anlage 1 zum Mandat

Az 234.3-375

Frau
Veronika Brahmbeck
Nelkenweg 14
45899 Gelsenkirchen

Hausverbot f�r den Revierpark Maximiliansaue

Sehr geehrte Frau Brahmbeck,
Sie haben am 23. 2. 2005 den Revierpark Maximiliansaue besucht. Bei diesem Besuch haben Sie
durch Ihr aggressives Verhalten eine andere Erholungssuchende bedr�ngt und bedroht sowie sich
gegen�ber einem Mitarbeiter des Betriebsb�ros im Park beleidigend verhalten. Diese Verhaltens-
weise war und ist nicht akzeptabel.

Ich sehe mich daher veranlasst, ein 3-j�hriges Hausverbot Ihnen gegen�ber auszusprechen.
Sollten Sie mein Verbot nicht beachten und den Revierpark Maximiliansaue trotzdem betreten,

werde ich Sie, ggf mit Unterst�tzung der Polizei, aus dem Park entfernen lassen. Außerdem werde
ich dann einen Strafantrag nach § 123 StGB stellen.

Mit freundlichen Gr�ßen

Im Auftrage
Bockel

Veronika Brahmbeck
Nelkenweg 14
45899 Gelsenkirchen Gelsenkirchen, den 17. 3. 2005

Anlage 2 zum Mandat

An den
Oberb�rgermeister der Stadt Gelsenkirchen
– Fachbereich Sport und B�der –
Bochumer Str 12 – 16
45879 Gelsenkirchen

Ihr Schreiben vom 9. 3. 2005 – 234.3 – 3745 –

Sehr geehrte Damen und Herren,
Ihr Schreiben vom 9. 3. 2005 habe ich erhalten. Es ist daraus in keiner Weise ersichtlich, dass Sie
berechtigt sind, f�r �ffentliche Verkehrsr�ume Hausverbote zu erteilen.

Es wird ferner um n�here Darlegung gebeten, in welcher Art und Weise ich andere Erholungs-
suchende massiv bedroht und inwieweit ich einen Mitarbeiter des Betriebsb�ros im Revierpark
Maximiliansaue beleidigt haben soll.

Im �brigen bitte ich um �bersendung eines rechtsmittelf�higen Bescheids.

Hochachtungsvoll
Veronika Brahmbeck
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Stadt Gelsenkirchen
Der Oberb�rgermeister 45879 Gelsenkirchen, 29. 3. 2005
– Fachbereich Sport und B�der – Bochumer Str 12 – 16

Anlage 3 zum Mandat

Az 234.3-3745
gegen Postzustellungsurkunde

Frau
Veronika Brahmbeck
Nelkenweg 14
45899 Gelsenkirchen

Aufenthaltsverbot wegen Ihres Verhaltens am 23. 2. 2005 im Revierpark Maximiliansaue

Bescheid

Sehr geehrte Frau Brahmbeck,

I. Unter Aufhebung meines Bescheids vom 9. 3. 2005 wird Ihnen hiermit ein Aufenthaltsverbot f�r
den Bereich des Revierparks Maximiliansaue erteilt.

Hierbei kommt es nicht darauf an, ob Sie den Bereich nur durchqueren oder dort l�nger ver-
weilen wollen. Ihnen wird der Aufenthalt innerhalb des Revierparks Maximiliansaue untersagt, oh-
ne dass es auf Art, Dauer und Zweck des Aufenthalts ankommt. Die genauen Grenzen des von dem
Aufenthaltsverbot erfassen Bereichs sind aus dem – als Anlage 1 – beigef�gten Plan ersichtlich.

Dieses Aufenthaltsverbot gilt zun�chst f�r den Zeitraum von einem Jahr, beginnend mit dem
Tag der Bekanntgabe dieses Bescheids. Es verl�ngert sich bei evtl Verst�ßen gegen das Aufent-
haltsverbot um sechs Monate, jeweils beginnend mit dem Tag der letzten Zuwiderhandlung gegen
das Aufenthaltsverbot.

II. F�r den Fall der Zuwiderhandlung gegen diese Verf�gung drohe ich Ihnen ein Zwangsgeld iHv
500 EUR an.

III. Gem § 80 II 1 Nr 4 VwGO wird die sofortige Vollziehung der Verf�gung angeordnet.

Begr�ndung zu I.: Am Nachmittag des 23. 2. 2005 sprachen Sie im Revierpark Maximiliansaue eine
andere Besucherin, Frau Anita Freche (wohnhaft Einhornstr 28, 45881 Gelsenkirchen) in barschem
Ton an und forderten diese auf, ihren Hund unverz�glich anzuleinen, da sie sich außerhalb der
Hundefreilaufwiese aufhalte und Ihr Hund von dem der Frau Freche attackiert worden sei. Als diese
der Aufforderung nicht umgehend nachkam, entstand ein heftiger Wortwechsel, in dessen Verlauf
Sie Frau Freche in ein in der N�he stehendes Geb�sch schubsten. Dabei zog sich Frau Freche einige
Sch�rfwunden zu. Ferner drohten Sie Frau Freche lautstark damit, sie bei einem n�chsten Treffen
mitsamt ihrem Sch�ferhund in dem im Revierpark liegenden See zu versenken.

Anschließend wurden Sie einem Mitarbeiter, Herrn Baumeister, gegen�ber im Betriebsb�ro des
Fachbereichs Sport und B�der aggressiv und beleidigten diesen mit den Worten, er habe nichts zu
sagen und sei ein »kleines Licht«.

Der vorstehende Sachverhalt ergibt sich aus einem noch am gleichen Tag durch Herrn Bau-
meister angefertigten – als Anlage 2 beigef�gten – Vermerk. Dabei beruhen die Ausf�hrungen zu
dem Vorfall mit Frau Freche sowohl auf Ihren Angaben beim Besuch im Betriebsb�ro als auch auf
den Angaben von Frau Freche, die ca eine halbe Stunde nach Ihnen im B�ro auftauchte.

Gem § 8 der Satzung �ber die Benutzung des Revierparks Maximiliansaue in Gelsenkirchen
steht mir das Hausrecht auf dem Parkgebiet zu. Dieses umfasst auch das Recht, ein Haus- bzw
Aufenthaltsverbot auszusprechen.

Nach § 6 der Satzung �ber die Benutzung des Revierparks Maximiliansaue in Gelsenkirchen hat
sich jedermann so zu verhalten, dass kein anderer gef�hrdet, gesch�digt oder mehr als den Um-
st�nden nach unvermeidbar behindert oder bel�stigt wird. Aus dem geschilderten Sachverhalt
folgt, dass das von Ihnen gezeigt Verhalten so gravierend gegen die Satzung verst�ßt, dass ein
zeitlich befristetes Aufenthaltsverbot dringend notwendig ist. Sowohl den Mitarbeitern der Ver-
waltung als auch den anderen Besuchern des Parks ist ein solches Verhalten nicht zumutbar. In-
soweit entschuldigt es nicht, dass der Hund von Frau Freche in der Tat an dieser Stelle nicht
unangeleint sein durfte und Ihren Hund attackierte. Ein t�tlicher Angriff sowie eine Drohung stell-
ten keine ad�quate Reaktion Ihrerseits dar.

Das Aufenthaltsverbot ist auch verh�ltnism�ßig, da mit Ihrem Aufenthalt erhebliche St�rungen
im Hinblick auf die Aufrechterhaltung des ordnungsgem�ßen Betriebs des Revierparks verbunden
sind.

Begr�ndung zu II.: Zur Durchsetzung der Verf�gung kommt gem §§ 55, 57, 58, 60 Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz NRW (VwVG NRW) in diesem Fall das Zwangsgeld unter Ber�cksichtigung des
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Grundsatzes der Verh�ltnism�ßigkeit in Betracht. Das angedrohte Zwangsgeld stellt im Vergleich
zum sonst erforderlichen unmittelbaren Zwang das mildere Mittel dar; die Androhung des Zwangs-
geldes ist in dieser H�he erforderlich, um dem Aufenthaltsverbot die notwendige Durchsetzungs-
kraft zu verleihen.

Begr�ndung zu III.: Gem § 80 II 1 Nr 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ist die Anordnung
der sofortigen Vollziehung in besonderem �ffentlichen Interesse m�glich. Wegen der besonderen
Intensit�t Ihrer Drohungen und unter Ber�cksichtigung des F�rsorgegesichtspunktes gegen�ber
Mitarbeitern und Besuchern des Revierparks ist es hiernach im �berwiegenden �ffentlichen In-
teresse geboten, die sofortige Vollziehung dieses Bescheids anzuordnen. Das Interesse sowohl
meiner Mitarbeiter als auch der Besucher macht es unabdingbar erforderlich, bereits zum jetzigen
Zeitpunkt effektiven Schutz f�r diese zu gew�hrleisten. Die Anordnung einer sofortigen Vollzie-
hung bedeutet, dass ein gegen diesen Bescheid eingelegter Widerspruch keine aufschiebende
Wirkung hat und Sie daher weiter nicht berechtigt sind, sich im genannten Bereich aufzuhalten.

Mit freundlichem Gruß

Im Auftrage
gez. Bockel

Von einem Abdruck der Anlagen sowie der ordnungsgem�ßen Rechtsmittelbelehrung hat das
LJPA abgesehen.

n VERMERK F�R DIE BEARBEITUNG

Die Angelegenheit ist aus anwaltlicher Sicht zu bearbeiten. Bearbeitungszeitpunkt ist der 5. 4.
2005. Dabei sollen auch �berlegungen zur Zweckm�ßigkeit des Vorgehens angestellt werden.

Sollte eine Frage f�r beweiserheblich gehalten werden, so ist eine Prognose zu der Beweislage
(zB Beweislast, Qualit�t der Beweismittel ect) zu erstellen.

Kommt die Bearbeitung ganz oder teilweise zur Unzul�ssigkeit, so ist insoweit zur Begr�ndet-
heit in einem Hilfsgutachten Stellung zu nehmen.

Werden Antr�ge an ein Gericht oder eine Beh�rde empfohlen, so sind diese am Ende des
Vortrags auszuformulieren.

Die Formalien (Ladungen, Vollmachten und Unterschriften) sind in Ordnung.
Nicht abgedruckte Schriftst�cke haben den wiedergegebenen Inhalt.

n AUSZUG AUS DER SATZUNG DER STADT GELSENKIRCHEN �BER DIE BENUTZUNG DES REVIER-

PARKS MAXIMILIANSAUE

§ 1 (Geltungsbereich)

Diese Satzung gilt f�r den von der Stadt Gelsenkirchen als unselbstst�ndige Anstalt des �ffentli-
chen Rechts betriebenen Revierpark Maximiliansaue und die zugeh�rigen, dem �ffentlichen Ver-
kehr gewidmeten Freifl�chen. Die Grenzen des Geltungsbereichs dieser Satzung werden in der
anliegenden Karte dargestellt.

§ 2 (Widmung)

Das Gel�nde des Revierparks Maximiliansaue dient der Erholung der �ffentlichkeit, dem Breiten-
und Vereinssport, der Durchf�hrung von Veranstaltungen und der individuellen Freizeitgestaltung.
. . .

§ 4 (Nutzung)

1. Die Benutzung des Revierparks sowie die Verantwortlichkeit der Stadt Gelsenkirchen richten
sich nach den Regeln des �ffentlichen Rechts.

2. . . .

§ 6 (Verhalten im Revierpark Maximiliansaue)

1. Im Bereich des Revierparks Maximiliansaue hat sich jedermann so zu verhalten, dass kein
anderer gef�hrdet, gesch�digt oder mehr als den Umst�nden nach unvermeidbar behindert oder
bel�stigt wird.

2. . . .
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§ 8 (Hausrecht, Aufsicht und Ordnungsdienst)

1. Das Hausrecht wird durch den Oberb�rgermeister und die von ihm autorisierten Personen
ausge�bt.

2. Die Aus�bung des Hausrechts umfasst insb die M�glichkeit, Sportler und andere Benutzer, die
gegen die Vorschriften verstoßen, von der Nutzung auszuschließen bzw ein Hausverbot aus-
zusprechen.

Es ist davon auszugehen, dass nicht abgedruckte Satzungsbestimmungen f�r die Fallbearbeitung
irrelevant sind.

n L�SUNGSVORSCHLAG

Ich berichte �ber eine Anwaltsberatung, die im April 2005 bei Rechtsanwalt Temmler in Gelsen-
kirchen stattgefunden hat. Die Mandantin, Frau Veronika Brahmbeck, suchte am 4. 4. 2005 Rechts-
anwalt Temmler auf und schilderte folgenden Sachverhalt:

Einleitung

Sie sei am 23. 2. 2005 mit ihrem Wolfsspitz Moritz im Revierpark Maximiliansaue in Gelsen-
kirchen spazieren gegangen. Unvermittelt sei außerhalb der Hundefreilaufwiese ein frei laufender
Sch�ferhund aufgetaucht und habe ihren an der Leine gef�hrten Hund attackiert. Sie habe darauf-
hin die Hundehalterin, die etwa 20 m entfernt am Ufer eines Sees gestanden habe, aufgefordert,
den Hund an die Leine zu nehmen. Dem sei die Halterin jedoch nicht nachgekommen. Vielmehr
habe sie zu ihr, der Mandantin gesagt: »Bleib sch�n cool, Alte«. Dar�ber sei sie, die Mandantin, so
erbost gewesen, dass sie der Halterin einen leichten Schubser versetzt habe, wobei diese in das
hinter ihr befindliche Geb�sch gest�rzt sei. In ihrem Zorn habe sie, die Mandantin, zu der Halterin
ferner gesagt, dass sie diese beim n�chsten Mal mitsamt dem Sch�ferhund im See versenken
werde, was sie nat�rlich nicht ernst gemeint habe. Im Anschluss an diesen Vorfall habe sie, die
Mandantin, sich zum Betriebsb�ro des Parks begeben und einen dort befindlichen Bediensteten
gebeten, entsprechende Schritte gegen die Halterin des Sch�ferhundes einzuleiten. Da der Be-
dienstete sie auf die Polizei verwiesen und nicht weiter reagiert habe, habe sie ihn als »kleines
Licht« bezeichnet, das wohl schon durch Herumsitzen �berfordert sei. Am folgenden Tag habe sie
sich schriftlich bei der Stadtverwaltung beschwert.

Sachdarstellung der
Mandantin

Die Mandantin erhielt alsdann ein unter dem 9. 3. 2005 verfasstes Schreiben des Oberb�rger-
meisters der Stadt Gelsenkirchen, durch welches ihr ein 3-j�hriges Verbot zum Betreten des Parks
erteilt wurde, weil sie durch ihr Verhalten andere Erholungssuchende bedr�ngt und bedroht sowie
einen Mitarbeiter des Betriebsb�ros beleidigt habe. Auf eine Gegenvorstellung der Mandantin hin
erließ der Oberb�rgermeister unter dem 29. 3. 2005 einen der Mandantin am 1. 4. 2005 zugestell-
ten Bescheid, durch den er unter Aufhebung des Bescheids vom 9. 3. 2005 ein auf ein Jahr
befristetes Aufenthaltsverbot f�r den Revierpark erließ, das sich bei Nichtbeachtung um jeweils
6 Monate verl�ngern sollte. F�r den Fall der Zuwiderhandlung gegen dieses Verbot drohte der
Oberb�rgermeister ein Zwangsgeld von 500 EUR an. Ferner ordnete er die sofortige Vollziehung
des Bescheids an.

Verfahrensablauf

Die Mandantin, die das Aufenthaltsverbot f�r ungerechtfertigt h�lt, m�chte wissen, welche
rechtlichen Schritte gegen dieses eingeleitet werden k�nnen. Insb m�chte sie erreichen, dass sie
sofort wieder den Park besuchen k�nne.

Gegenstand des Mandats

Ich schlage vor, der Mandantin zu raten, neben einem Widerspruch gegen den Bescheid vom
9. 3. 2005 gegen dessen sofortige Vollziehbarkeit einen Antrag auf Gew�hrung einstweiligen
Rechtsschutzes beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen zu stellen.

Vorschlag

Da die Mandantin erreichen m�chte, m�glichst sofort wieder den Park besuchen zu k�nnen, ist
ihr mit dem Rechtsbehelf des Widerspruchs allein nicht geholfen. Denn der Widerspruch gegen das
Aufenthaltsverbot hat durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung gem § 80 II 1 Nr 4 VwGO
keine aufschiebende Wirkung, diese entf�llt ferner bzgl der Zwangsgeldandrohung gem § 80 II 1
Nr 3 VwGO iVm § 8 AGVwGO NRW. Es ist daher zu erw�gen, ob in Erfolg versprechender Weise
gerichtlicher einstweiliger Rechtsschutz in Anspruch genommen werden kann. Als solcher kommt,
weil das Aufenthaltsverbot durch einen VA ausgesprochen worden ist und auch die Zwangsgeldan-
drohung einen VA darstellt, ein Antrag nach § 80 V VwGO auf Wiederherstellung bzw Anordnung
der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs in Betracht. Gegen die Zul�ssigkeit eines solchen
Antrags bestehen keine Bedenken. Insoweit d�rfte allerdings zu empfehlen sein, gleichzeitig Wi-
derspruch gegen den Bescheid vom 9. 3. 2005 zu erheben. Denn nach verbreiteter Ansicht setzt der
Antrag nach § 80 V VwGO voraus, dass zumindest ein Widerspruch gegen den VA erhoben worden
ist.

Beratungsinhalt

Zul�ssigkeit eines Antrags
nach § 80 V VwGO

Bei der Pr�fung der Begr�ndetheit des Antrags nach § 80 V VwGO nimmt das Gericht eine
Interessenabw�gung vor. Diese f�llt regelm�ßig zu Gunsten des ASt aus, wenn sich der angefoch-
tene VA schon in diesem summarischen Verfahren als offensichtlich rechtswidrig erweist. Denn am

Begr�ndetheit des Antrags
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